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Text 

XI. Hauptstück. 

Kosten des Strafverfahrens und des Strafvollzuges. 

§ 185. (1) Die vom Bestraften zu ersetzenden Kosten umfassen: 

 a) einen Pauschalbetrag als Beitrag zu den Kosten des Finanzstrafverfahrens 
(Pauschalkostenbeitrag); dieser Beitrag ist mit 10 v. H. der verhängten Geldstrafe zu bemessen; 
bei Freiheitsstrafen ist der Beitrag für einen Tag Freiheitsstrafe mit 5 Euro zu bemessen; der 
Pauschalbetrag darf 500 Euro nicht übersteigen; 

 b) die der Finanzstrafbehörde und dem Bundesfinanzgericht erwachsenen Barauslagen für 
Beweisaufnahmen und andere Verfahrensmaßnahmen, soweit sie nicht gemäß § 105 einem 
säumigen Zeugen aufzuerlegen sind; bei einer Mehrheit von Bestraften sind diese Barauslagen 
nach dem Verhältnis der verhängten Geldstrafen aufzuteilen; 

 c) die Barauslagen für die Beförderung und Aufbewahrung von beschlagnahmten Gegenständen, 
für die Beförderung und Bewachung von Personen sowie die Kosten der vorläufigen Verwahrung 
und der Untersuchungshaft; 

 d) die Kosten des Strafvollzuges. 

Die in lit. b und c bezeichneten Kosten sind nur insoweit zu ersetzen, als sie den Pauschalkostenbeitrag 
übersteigen. Die Kosten für die Beiziehung eines Dolmetschers sind nicht zu berücksichtigen, wenn die 
Beiziehung notwendig war, weil der Beschuldigte der Verhandlungssprache nicht hinreichend kundig, 
gehörlos oder hochgradig hörbehindert war. 

(2) Nebenbeteiligte, die von Feststellungen der im § 138 Abs. 2 lit. f bis h bezeichneten Art betroffen 
werden, haben folgende durch sie veranlaßte Kosten zu ersetzen: 
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 a) die der Finanzstrafbehörde und dem Bundesfinanzgericht erwachsenen Barauslagen für 
Beweisaufnahmen und andere Verfahrensmaßnahmen, soweit sie nicht gemäß § 105 einem 
säumigen Zeugen aufzuerlegen sind; 

 b) Barauslagen für die Beförderung und Aufbewahrung von beschlagnahmten Gegenständen. 

Die Kosten für die Beiziehung eines Dolmetschers sind nicht zu berücksichtigen, wenn die Beiziehung 
notwendig war, weil der Nebenbeteiligte der Verhandlungssprache nicht hinreichend kundig, gehörlos 
oder hochgradig hörbehindert war. 

(3) Die im Abs. 1 lit. a bis c und im Abs. 2 bezeichneten Kosten sind, wenn möglich, in der 
Strafentscheidung festzusetzen. Stehen Kosten nach Abs. 1 lit. b und c und nach Abs. 2 im Zeitpunkt 
dieser Entscheidung noch nicht fest, so sind sie in einem gesonderten Bescheid vorzuschreiben; in einer 
Beschwerde gegen diesen Bescheid kann nur die ziffernmäßige Höhe des auferlegten Kostenersatzes 
angefochten werden. 

(4) Die in den Abs. 1 und 2 bezeichneten Kosten, ausgenommen die Kosten des Vollzuges einer 
Freiheitsstrafe (Ersatzfreiheitsstrafe), werden mit Ablauf eines Monats nach Rechtskraft der 
Entscheidung, mit der die Kosten festgesetzt wurden, fällig; § 171 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Die Einhebung, Sicherung und Einbringung der Kosten, ausgenommen jener für den Vollzug 
einer Freiheitsstrafe (Ersatzfreiheitsstrafe), obliegt den Finanzstrafbehörden. Hiebei gelten, soweit dieses 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, die Bundesabgabenordnung und die Abgabenexekutionsordnung 
sinngemäß. § 172 gilt entsprechend. 

(6) Außer dem Fall des § 175 Abs. 1 lit. b haben Personen, an denen eine Freiheitsstrafe 
(Ersatzfreiheitsstrafe) vollzogen wird, für jeden Tag einen Beitrag zu den Kosten des Vollzuges in der im 
§ 32 Abs. 2 zweiter Fall des Strafvollzugsgesetzes bestimmten Höhe zu leisten, für Stunden den 
entsprechenden Teil. Die Verpflichtung zur Leistung eines solchen Kostenbeitrages entfällt, soweit diese 
Personen daran, daß sie zu keiner Tätigkeit im Sinne des § 175 Abs. 5 herangezogen werden können oder 
daß sie im Rahmen ihrer Heranziehung zu einer solchen Tätigkeit eine zufriedenstellende Arbeitsleistung 
nicht erbracht haben, weder ein vorsätzliches noch ein grob fahrlässiges Verschulden trifft. Den 
Kostenbeitrag hat das Vollzugsgericht nach Beendigung des Strafvollzuges zu bestimmen und seine 
Eintreibung nach den für die Einbringung der Kosten des Vollzuges gerichtlicher Strafen geltenden 
gesetzlichen Vorschriften zu veranlassen; hievon ist abzusehen, wenn die um den Vollzug ersuchende 
Finanzstrafbehörde mitteilt, daß der Bestrafte offenbar nicht in der Lage ist, einen Kostenbeitrag zu 
leisten, oder wenn das Gericht auf Grund der ihm bekannten Verhältnisse des Bestraften den 
Kostenbeitrag in sinngemäßer Anwendung des § 391 StPO für uneinbringlich erklärt. 

(7) Für die Kosten des Strafverfahrens und des Strafvollzuges wegen einer Jugendstraftat (§ 1 Abs. 1 
Z 3 JGG) gelten die §§ 45 und 60 des Jugendgerichtsgesetzes 1988. 

(8) Wird einem Antrag auf Wiederaufnahme des Finanzstrafverfahrens nicht stattgegeben, so gelten 
hinsichtlich des Kostenersatzes die Abs. 1 bis 5 und 7 sinngemäß. 

Anmerkung 

ÜR: Art. VII § 3 und 4, BGBl. Nr. 335/1975. 
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